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„utque antehac flagitiis it 
tunc legibus laborabatur".1 

Tacitus , Publius  Cornelius 
Annalen, 3, 25 

Erstes  Kapitel 

Einleitung 

§ 1 Einführung in die Thematik 

Der gegenwärtige Zustand im Steuerstrafrecht  läßt sich am besten wie folgt be-
schreiben: Es vergeht fast kein Tag, an dem nicht erneut Personen des öffentlichen 
Lebens, seien es Politiker, namhafte Geschäftsleute, Künstler oder Sportler, der 
Steuerhinterziehung verdächtigt werden. 

Da diesem Personenkreis eine nicht zu unterschätzende Vorbildfunktion zu-
kommt, wird das Vertrauen der Öffentlichkeit  immer wieder aufs neue erschüttert. 
In mehreren dieser Fälle entsteht der Eindruck in der Öffentlichkeit,  als ob die Fi-
nanzverwaltung diesen Personen des öffentlichen  Lebens eine bevorzugte Behand-
lung angedeihen läßt. Solche unglücklichen Verquickungen wurden in Baden-
Württemberg für den Fall Peter Graf,  in Bayern für den Fall Johannes Zwick nach-
gesagt. Ob dies im Einzelfall zutraf,  mag dahinstehen. Bereits der Anschein ist für 
die Akzeptanz des Steuersystems durch die breite Öffentlichkeit  schädlich. 

Ganz allgemein ist die Haltung der Finanzverwaltung als bestimmender Faktor 
eines glaubwürdigen Steuerrechts und seines praktischen Vollzugs nicht zu unter-
schätzen. Es prägt sich das Bild eines Finanzbeamten, der beim Lohnsteuerpflich-
tigen jeden Werbungskostenbeleg und jede Spendenquittung abhakt, beim Unter-
nehmer hingegen ungeprüft  dessen Steuererklärungen veranlagt, ohne daß in aus-
reichenden Zeitabständen eine Betriebsprüfung  durchgeführt  würde. Daß kleine 
und mittlere Betriebe nur nach vielen Jahren wieder mit einer Außenprüfung rech-
nen müssen, ist bekannt. Ein solches Zweiklassensteuerrecht ist politisch ge-
wünscht. Es entspricht der Förderung der ansässigen Wirtschaft.  Personelle Unter-
besetzungen und fehlende Zuweisungen an Sachmitteln durch die Ministerien sind 
auf höchster Ebene entschieden. 

1 „Früher litten wir unter Verbrechen, heute leiden wir unter Gesetzen". 
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Aus der Tagespresse erfahren  wir ferner,  welche uns als seriös bekannte Bank an 
diesem Tage Besuch durch die Steuerfahndung erhalten hat. Alle namhaften Insti-
tute waren schon betroffen.  Die Vorstandsetagen hingegen halten ihre Branche für 
„stigmatisiert". 

Angesehenen Wochenzeitschriften2 entnehmen wir alles über Finanzen, Steuer-
flucht und Steueroasen. Von Andorra bis zur Schweiz ist ersichtlich, wie gut das 
Bankgeheimnis ist und wo Kontrollmitteilungen zu befürchten sind. 

Neuere Entwicklungen in der Steuerveranlagung lassen vermuten, daß jedoch 
auch im Bereich der Arbeitnehmerveranlagungen Steuerhinterziehungen zuneh-
men. Aus den Erfahrungen der USA ist zu befürchten, daß die dort seit einiger Zeit 
eingeräumte Möglichkeit, Steuererklärungen per Computer einzureichen, auch 
hierzulande zu einem Ansteigen von Steuerdelikten führen könnte, weil die Kon-
trolle der elektronischen Weiterverarbeitung erschwert ist. 

§ 2 Methodische Vorbemerkungen 

Die wissenschaftliche Durchdringung des Spezialgebietes des Steuerstrafrechts 
in der vorhandenen Literatur und Rechtsprechung ist trotz verschiedentlicher Auf-
rufe,3 über wenige grundlegende Arbeiten hinaus nicht gewährleistet, weite For-
schungsfelder sind offen  geblieben oder noch nicht abschließend geklärt. Verfas-
sungsrechtliche Fragen werden häufig nur am Rande gestreift  oder nicht zusam-
menhängend und geschlossen dargestellt.4 Eine Erörterung des europäischen Steu-
errechts und seiner Auswirkungen auf das deutsche Steuerstrafrecht  fehlen völlig. 
Es gilt hier eine Brücke zwischen den betroffenen  Bereichen zu schlagen. 

Die Schnittstellen zwischen benachbarten Rechtsgebieten stellen besondere An-
forderungen an denjenigen, der sie untersuchen will. Sie verlangen ein geschicktes 
Abwägen zwischen den verschiedenen, häufig sogar gegenläufigen Wertungs-
aspekten. Dies ist nur mit einem gewissen Gespür für die dogmatischen Eigenhei-
ten der angrenzenden Rechtsgebiete zu bewerkstelligen. Die dabei unweigerlich 
auftretenden Spannungen sollen in der vorliegenden Arbeit zum Gegenstand der 
Betrachtung gemacht werden. 

Man wirft  dem „Zwitter" des Steuerstrafrechts,  welches historisch als Appendix 
des Steuerrechts entstanden ist und von einer „steuerrechtlichen Denkweise" ge-

2 Ο. V., Steueroasen - die Paradiese unter die Lupe genommen, FOCUS ν. 22. 06. 1997. 
3 Rengier,  Rudolf, Aushöhlung der Schweigebefugnis des auch steuerlich belangten 

Beschuldigten durch „nachteilige" Schätzungen?, BB 1985, 720, 720. Seckel,  Carola, Die 
Steuerhinterziehung (§ 370 AO 1977), S. 37. 

4 Dies gilt auch für die Schweiz: Behnisch,  Urs, Das Steuerstrafrecht  im Recht der direk-
ten Bundessteuer, S. VII führt  dies darauf zurück, daß die staatsrechtliche Bedeutung des 
Steuerstrafrechts  verkannt wurde. 
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prägt ist,5 seiner Rechtsnatur nach aber auf dem Schuldprinzip gründendes Straf-
recht darstellt, eine „Zwei-Reiche-Lehre" vor, in der materielles Steuerrecht und 
Strafrecht  nicht integriert sind.6 Einerseits ist es unter den Begriff  des „Straf-
rechts"  i. S. d. Art. 74 Nr. 1 GG zu subsumieren, nicht hingegen unter das „Steuer-
recht"  i. S. d. Art. 105 GG,7 andererseits ist das Steuerstrafrecht  aufgrund seiner 
Verweisung auf das Steuerrecht „der Büttel des Steuerschuldrechts, nicht sein 
Herr".8 In der Abgabenordnung findet dies darin seinen Ausdruck, daß den Steuer-
gesetzen der Vorrang vor den Vorschriften  des Verfahrensrechts  gebührt.9 

Der Steuerstraftäter  genießt ein verfassungsrechtlich  garantiertes Recht auf eine 
effektive  Verteidigung und Waffengleichheit  gegenüber der Anklagebehörde. Die 
Verfassung trifft  keine Aussage über die mit der Verteidigung betrauten Personen. 
Auch der einfache Gesetzgeber hat sich nicht festgelegt, welche Personengruppe 
Steuerstrafverteidigung  ausüben darf.  Nach §§ 138 Abs. 1 StPO, 392 Abs. 1 AO 
können sowohl (juristisch vorgebildete) Rechtsanwälte und Hochschullehrer wie 
auch die (zumeist betriebswirtschaftlich  vorgebildeten) Angehörigen der steuerbe-
ratenden Berufe, also Steuerberater, Wirtschaftsprüfer,  vereidigte Buchprüfer  und 
Steuerbevollmächtigte die Steuerstrafverteidigung  wahrnehmen. Die Wissenschaft 
hat diese Praxis weitgehend gebilligt.10 Sie ist historisch bedingt11 und zwischen-
zeitlich verfestigt.  Auf der anderen Seite sind in den Bußgeld- und Straf sachenstei-
len der Finanzämter Beamte tätig, denen im Rahmen ihrer Ausbildung zum 
Diplom-Finanzwirt nur rudimentäre Kenntnisse des Strafrechts  vermittelt werden 
und die somit darauf angewiesen sind, sich erst in der Praxis entsprechendes Wis-
sen anzueignen. Die Rechtswirklichkeit wird demzufolge von Akteuren mit unter-
schiedlichem Vorverständnis und zumeist außerjuristischer Vorbildung geprägt. 

5 Maiwald,  Manfred, Unrechtskenntnis und Vorsatz im Steuerstrafrecht, S. L 
6 Rüping,  Hinrich, Steuerstrafrecht  als Strafrecht,  FG f. Günther Felix, S. 358 f.; a. A. 

wohl noch Meilicke,  Heinz, Steuerrecht I, S. 13, der das Steuerstrafrecht  als Teil des Steuer-
rechts bezeichnet. 

7 Degenhart,  Christoph, in: Sachs, Michael, Grundgesetz, Art. 74, Rn. 12; Maunz,  Theo-
dor, in: Maunz /Dürig /Herzog /Scholz, Grundgesetz, Art. 74, Rn. 67. 

8 Isensee, Josef, Aussetzung des Steuerstrafverfahrens  - rechtsstaatliche Ermessensdirek-
tiven, NJW 1985, 1007, 1009. 

9 Rombach, Engelbert, Dauervergehen im Steuerstrafrecht,  S. 4. 
10 Maas, Hans-Josef, Probleme bei der gemeinschaftlichen Verteidigung durch Rechtsan-

wälte und Angehörige der steuerberatenden Berufe, S. 129 ff.  Maas kommt zu dem Ergebnis, 
daß alle betroffenen  Berufsstände in gleicher Weise geeignet erscheinen, die Vertretung des 
Steuerstraftäters  zu übernehmen. Dies gilt sowohl für deren Vorbildung als auch für die 
jeweilige berufsrechtliche  Stellung, die sie an öffentliche  Interessen bindet. Ebenso Born-
heim,  Wolfgang / Birkenstock,  Reinhard, Steuerfahndung - Steuerstrafverteidigung,  S. 167. 

11 Hintergrund waren die Entwicklungen im Jahr 1933, als die nationalsozialistischen 
Machthaber Juden von der Steuerberatung ausschließen wollten, deren Zugang bis dahin 
weitgehend ungeregelt und damit unbeschränkt war. Zu dieser geschichtlichen Herkunft  wei-
terführend:  Giese,  Frank Paul, Abgabenordnung im Dritten Reich, S. 143 ff. 

3 Röckl 


